
oberirdisch, 110 kV-Elt.-Freileitung mit Schutzstreifen

GR 1000 qm

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen,
Stellplätze, Garagen und Gemeinschafts-
garagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB)

                                                           Präambel

Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) und der §§
56 und 98 der Nds. Bauordnung und des § 40 der Nds. Gemeindeordnung hat der Rat der
Stadt diesen Bebauungsplan Nr. 63 *, bestehend aus der Planzeichnung und den
nebenstehenden textlichen Festsetzungen (sowie den nebenstehenden Örtlichen Bauvor-
schriften), als Satzung beschlossen.

Bad Salzdetfurth, den 23.03.2006

                                                         Siegel

                                                                                                   gez. Schaper
                                                                                                   Bürgermeister                                                                     
______________________________________________________________________

                                                  Aufstellungsbeschluß

Der Rat/Verwaltungsauschuß der Stadt hat in seiner Sitzung am 27.03.2003 die Aufstellung
der     Änderung des Bebauungsplanes * beschlossen. Der Aufstellungsbeschluß/Änderungs-
beschluß ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB i.V. m. § 2 Abs. 4 BauGB  *) ortsüblich bekanntge-
macht.

Bad Salzdetfurth, den 23.03.2006

                                                                                                   gez. Schaper
                                                                                                   Bürgermeister
______________________________________________________________________

                                                           Planunterlage

Kartengrundlage: Automatisierte Liegenschaftskarte - ALK  /  L4 - 82/2003 
Landkreis: Hildesheim
Gemarkung: Wesseln
Flur: versch.

Die zugrunde liegenden Angaben des amtlichen Vermessungswesens sind nach § 5 des
Niedersächsischen Gesetzes vom 12. Dezember 2002 (Nds GVBl. 2003) geschützt. Die
Verwertung für nichteigene oder wirtschaftliche Zwecke und die öffentliche Wiedergabe
ist nur mit Erlaubnis der Behörde für Geoinformation, Landentwicklung und Liegenschaften
Hameln zulässig.

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städte-
baulich bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze  vollständig
nach (Stand vom März 2003). Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der bau-
lichen Anlagen geometrisch einwandfrei.

Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei
möglich.

GLL Hameln - Katasteramt Hildesheim -
Hildesheim, den 03.04.2006

                                                         Siegel
                                                                                      gez. Dr. Kohlenberg

                  

Maßstab 1 : 1000

(siehe Textliche Festsetzung Nr. 16)

(siehe Textliche Festsetzungen Nr. 12, 13, 14, 15 und 17)

(siehe Textliche Festsetzungen Nr. 9, 10 und 11)

(siehe Textliche Festsetzungen Nr. 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7 und 8)
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PLANAUFHEBUNG
Der Bebauungsplan Nr. 63 "Golfplatz - Neu" tritt mit 
Rechtskraft an die Stelle folgender Bebauungspläne.
1. Bebauungsplan Nr. 16 " Golfplatz"
2. Bebauungsplan Nr. 16 " Golfplatz" 1. Änderung
3. Bebaungsplan Nr. 16 A "Golfplatz-Erweiterung"

22

1

3

3

3

3

33

3 3

(§ 28 a NNatG)

Wasserflächen / Gräben, Teiche

Golfplatz, privat

PLANZEICHENERKLÄRUNG

Vervielfältigungserlaubnis erteilt durch das Katasteramt Hildesheim      Aktenzeichen A.: 2165    
Hildesheim, den 8. 9. 1995
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LEGENDE DER PLANUNGSUNTERLAGE

Bebauung

Flurgrenze

Flurstücksgrenze

Nutzungsgrenze

Grünland

Höhenlinie über N.N.  (siehe Übersichtskarte 1 : 5000)

Graben

Wald

Gemarkungsgrenze

Gehölze

Eltfreileitung

OT WESSELN

SALZDETFURTH

Übersichtsplan Maßstab 1:5000

N

BAD

BEBAUUNGSPLAN NR. 63
UND

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFT

GOLFPLATZ - NEU

M. 1:2000

BAUGESETZBUCH 1997 ZULETZT GEÄNDERT AM 23.7.2002, 
BAUNUTZUNGSVERORDNUNG 1990,
 PLANZEICHENVERORDNUNG 1990,

NIEDERSÄCHSISCHE BAUORDNUNG 1995
IN DER JEWEILS ZULETZT GELTENDEN FASSUNG

BÜRO KELLER    LOTHRINGER STRASSE 15    30559 HANNOVER

gemäß § 4 (1) BauGB

bearbeitet am:
2.11.2004 / RO

                                                    Betrittsbeschluß

Der Rat der Stadt ist den in der Verfügung vom
AZ.:                          , aufgeführten Auflagen/Maßgaben/Ausnahmen in seiner Sitzung am
            beigetreten.

Der Bebauungsplan *,    Änderung, hat wegen der Auflagen/Maßgaben vom            bis
            öffentlich ausgelegen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am            ortsüblich bekanntgemacht.

Bad Salzdetfurth , den

                                                                                                   Bürgermeister
______________________________________________________________________

                                                         Inkrafttreten

Die Erteilung der Genehmigung /Der Satzungsbeschluß *) der     Änderung des Bebau-
ungsplanes * ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am 05.04.2006 ortsüblich bekanntgemacht worden.

Der Bebauungsplan *,     Änderung, ist damit am 05.04.2006 rechtsverbindlich geworden.

Bad Salzdetfurth , den 05.04.2006

                                                                                                   gez. Schaper
                                                                                                   Bürgermeister                                                                                                   
______________________________________________________________________

                           Frist für Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften

1. Eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung
der Vorschriften über das Verhältnis der          Änderung des Bebauungs-
planes* und des Flächennutzungsplanes und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,

sind nicht innerhalb von zwei Jahren seit Bekanntmachung der           Änderung 
des Bebauungsplanes * schriftlich gegenüber der Stadt unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden (gemäß § 215 BauGB).

Bad Salzdetfurth , den

                                                                                                   Bürgermeister
______________________________________________________________________
                                                                         *) Nichtzutreffendes streichen

                                                                       * sowie der/die Planaufhebungen                                                                        
                                

                                                   Vereinfachte Änderung

Der Rat/Verwaltungsausschuss der Stadt hat in seiner Sitzung am             dem Entwurf
der    Änderung (vereinfacht) des Bebauungsplanes * und der Begründung zugestimmt und die 
öffentliche Auslegung entsprechend § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am            ortsüblich bekanntgemacht.

Der Planentwurf mit Begründung hat gemäß § 13 (2) Nr. 2 i.V. mit § 3 (2) BauGB vom            
bis einschließlich                        öffentlich ausgelegen.

Den von der Planänderung Betroffenen wurde mit Schreiben vom                  Gelegenheit 
zur Stellungnahme bis zum            gegeben.

Bad Salzdetfurth , den

                                                                                                   Bürgermeister
______________________________________________________________________

                                                  Satzungsbeschluß

Der Rat der Stadt hat den Bebauungsplan *,    Änderung, nach Prüfung der Anregungen 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am 23.03.2006 als Satzung ( § 10 Abs. 1 BauGB )
sowie die Begründung beschlossen.

Bad Salzdetfurth , den 23.03.2006

                                                                                                   gez. Schaper
                                                                                                   Bürgermeister
______________________________________________________________________

                                                       Genehmigung

Der Bebauungsplan *,    Änderung, ist gemäß § 10 Abs. 2 BauGB am            zur Genehmi-
gung eingereicht worden.

Der Bebauungsplan *,    Änderung, ist mit Verfügung (AZ.:
vom heutigen Tage unter Auflagen/mit Maßgaben genehmigt. Die kenntlich gemachten
Teile sind von der Genehmigung ausgenommen.

                                                         Planverfasser

Der Entwurf der     Änderung des Bebauungsplanes * wurde ausgearbeitet vom

Hannover im Oktober 2004                 

                                                                
                                                                          Büro für städtebauliche Planung

                                                                     30559 Hannover    Lothringer Straße 15

                                                                                     Telefon (0511) 522530       Fax 529682

                                                                                  gez. Keller
______________________________________________________________________

                                              Öffentliche Auslegung

Der Rat/Verwaltungsausschuß der Stadt hat in seiner Sitzung am 01.12.2005 dem Ent-
wurf der     Änderung des Bebauungsplanes * und der Begründung zugestimmt  und die
öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 05.12.2005 ortsüblich bekanntgemacht.

Der Entwurf der     Änderung des Bebauungsplanes * und der Begründung haben
vom 15.12.2005 bis 16.01.2006 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Bad Salzdetfurth, den 23.03.2006

                                                                                                   gez. Schaper
                                                                                                   Bürgermeister
______________________________________________________________________

                             Öffentliche Auslegung mit Einschränkung

Der Rat/Verwaltungsausschuss der Stadt hat in seiner Sitzung am            dem geän-
derten Entwurf der     Änderung des Bebauungsplanes * und der Begründung zugestimmt
und die erneute öffentliche Auslegung mit Einschränkungen gemäß § 4a Abs. 3 Satz 2 bzw.
Satz 4 BauGB und mit einer verkürzten Auslegungszeit  gemäß § 4a Abs. 3 Satz 3 BauGB
beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am            ortsüblich bekanntgemacht.

Der Entwurf der    Änderung des Bebauungsplanes * und der Begründung hat vom
            bis            gemäß § 3 Abs. 2 BauGB erneut öffentlich ausgelegen.

Den von der Planänderung Betroffenen wurde mit Schreiben vom                  Gelegenheit 
zur Stellungnahme bis zum            gegeben.

Bad Salzdetfurth , den

                                                                                                   Bürgermeister
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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
1. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB sind die durch             gekennzeichnete 
Fläche von jeglicher Nutzung freizuhalten. Zäune sind unzulässig.

2. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB sind die durch             gekennzeichneten 
Flächen ohne pflegerische Eingriffe der Eigenentwicklung zu überlassen.

3. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB sind die durch             gekennzeichneten 
Flächen als Brach- und Ruderalflächen zu erhalten und ohne weitere Nutzung 
und Pflege (außer unter der Freileitung) der Eigenentwicklung zum dichten 
Gehölzbestand zu überlassen.

4. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB sind auf den durch             
gekennzeichneten Flächen Nadelgehölze langfristig und sukzessiv durch 
Gehölze der potentiell natürlichen Vegetation zu ersetzen.

5. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB sind die durch             gekennzeichneten 
Flächen durch einmal jährliche Mahd zu sichern und zu erhalten.

6. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB sind die durch             gekennzeichneten 
Flächen floristische Strukturelemente zu erhalten und ohne weitere Pflege 
sich selbst zu überlassen.

7. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB sind die durch             gekennzeichneten
Flächen als Feuchtflächen ohne Nutzung der weiteren Erlen - Bruchwald- 
entwicklung zu überlassen.

8. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB sind die durch             gekennzeichneten 
Flächen zu erhalten. Ausschließlich unter der Freileitung dürfen Gehölze 
bedarfsgerecht entfernt werden.

9. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB sind auf den durch          
gekennzeichneten Flächen je 150 m² ein Baum und je 15 m² ein Strauch zu 
pflanzen, zu unterhalten und bei Abgängigkeit zu ersetzen. Die verwendeten 
Arten müssen der potenziell natürlichen Vegetation entsprechen, etwa 1 % 
Obstgehölze sind zulässig. Eine teilweise und alternierende Mahd ist maximal 
zweimal jährlich (nach der Brutzeit der Bodenbrüter) zulässig. Unbefestigte 
Graswege sind zulässig.

10. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB sind auf der durch           
gekennzeichneten Flächen je 25 m² ein Baum und je 10 m² ein Strauch zu 
pflanzen, als dichte Gehölzfläche zu entwickeln, zu unterhalten und bei 
Abgängigkeit zu ersetzen. Die verwendeten Arten müssen der potenziell 
natürlichen Vegetation entsprechen.

11. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB ist auf den durch           
gekennzeichneten Flächen je 1,5 m² ein heimisches Gehölz anzupflanzen, 
als dichte Gehölzfläche zu entwickeln und bei Abgängigkeit artgerecht zu 
ersetzen.

12. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB sind im Bereich der Grünfläche - 
Golfplatz vorhandene Bäume zu erhalten und bei Abgängigkeit zu ersetzen.

13. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB sind im Bereich von 
Stellplatzbereichen hochstämmige heimische Einzelbäume (mindestens 3 x 
verpflanzt, STU >= 16 cm in jeweils mind. 16 qm unversiegelter 
Vegetationsfläche) anzupflanzen. Im Mittel ist ein Baum je 8 Stellplätze, 
jeweils spätestens nach jedem zehnten Stellplatz anzupflanzen, zu 
entwickeln und bei Abgängigkeit artgerecht zu ersetzen.

14. Die nicht mit anderen Festsetzungen belegten Grünflächen - Golfplatz 
sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB zu mindestens 20 % Flächenanteil 
als extensive Gras-/ Krautflächen anzulegen und zu erhalten (siehe 
Grünordnungsplan Uwe Michel: Maßnahmenplan).

15. Außerhalb der gemäß Textlichen Festsetzungen Nr. 1 bis 8 festgesetzten 
Flächen dürfen zwischen den Spielbereichen insgesamt maximal 6 
Schutzpavillons in einer Größe von jeweils maximal 16 m² errichtet werden.
Die Gebäude sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB zu drei Seiten mit 
heimischen Gehölzen einzugrünen.

16. Verkehrsflächen, Stellplätze mit ihren Zufahrten und Lagerplätze sind
nur in unversiegelnder Bauweise zulässig. Ausnahme hiervor ist die durch
A gekennzeichnete Verkehrsfläche zwischen Bundesstraße und zentraler 
Stellplatzanlage (gemäß § 9 (1) Nr. 20 BauGB).

17. Anpflanzungen und Maßnahmen nach den Festsetzungen dieses 
Bebauungsplanes werden als Kompensationsmaßnahmen den Eingriffen in 
die Belange von Natur und Landschaft zugeordnet, die innerhalb dieses 
Bebauungsplanes seinen Festsetzungen entsprechend durchgeführt werden. 
Sie sind durch den jeweiligen Grundstückseigentümer spätestens in der 
übernächsten auf den Beginn einer Baumaßnahme folgenden 
Anpflanzperiode (Oktober bis April) durchzuführen (gemäß § 9 (1a) BauGB).

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFT
gemäß § 56 und 98 der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO)

§ 1 
Die Örtliche Bauvorschrift gilt innerhalb des Bebauungsplanes Nr. 63 
„Golfplatz - Neu" der Stadt Bad Salzdetfurth.

§ 2 
Die Dacheindeckung von Gebäuden innerhalb der durch          
gekennzeichneten überbaubaren Fläche darf nicht glänzend sein und 
muss in der Farbe rot bis braun erfolgen. Den Farbrahmen bildet die 
Übersichtskarte RAL - F2 zum Farbregister RAL 840 HR mit folgenden 
Farben:

aus der Farbreihe Rot - die Farben
RAL 3002 Karminrot
RAL 3003 Rubinrot
RAL 3004 Purpurrot
RAL 3005 Weinrot
RAL 3011 Braunrot
RAL 3009 Oxydrot
RAL 3013 Tomatenrot
RAL 3016 Korallenrot
aus der Farbreihe Braun - die Farben
RAL 8004 Kupferbraun
RAL 8012 Rotbraun
RAL 8015 Kastanienbraun

Zwischentöne sind zulässig.
Alternativ ist eine Dachbegrünung zulässig.

Gebäude außerhalb der durch          gekennzeichneten überbaubaren 
Fläche müssen eine Dachbegrünung aufweisen.

§ 3 
Gebäudefassaden sind nur in Farben aus der folgenden Farbliste 
zulässig. Ausgenommen hiervon sind Glasflächen. Den Farbrahmen 
bildet die Übersichtskarte RAL - F2 zum Farbregister RAL 840 HR mit 
folgenden Farben:

aus der - Farbreihe Braun - die Farben
RAL 8000 Grünbraun
RAL 8007 Rehbraun
RAL 8008 Olivbraun
RAL 8024 Beigebraun

Zwischentöne sind zulässig.

§ 4 
Als Nebenanlagen festgesetzte Einfriedungen sind nur als Maschen-
drahtzäune in einer maximalen Höhe von 3,5 m zulässig, die 
mindestens einseitig durch einheimische Laubgehölze zu bepflanzen 
sind.
Außerhalb der gemäß § 9 (1) Nr. 20 BauGB festgesetzten Flächen darf 
das Golfplatzgelände durch einen Wildschutzzaun von maximal 1 m 
Höhe mit einer Maschenweite von mindestens 6 x 16 cm umgeben 
werden.
Flächen mit Maßnahmen nach § 9 (1) Nr. 20 BauGB dürfen nicht 
eingezäunt werden.

§ 5 
Ordnungswidrig handelt nach § 91 (3) NBauO, wer folgenden 
Anforderungen zuwiderhandelt:
Die Dacheindeckung von Gebäuden innerhalb der durch gekenn- 
zeichneten überbaubaren Fläche darf nicht glänzend sein und 
muss in der Farbe rot bis braun erfolgen. Den Farbrahmen bildet die 
Übersichtskarte RAL - F2 zum Farbregister RAL 840 HR mit folgenden 
Farben: aus der Farbreihe Rot - die Farben RAL 3002 Karminrot, RAL 
3003 Rubinrot, RAL 3004 Purpurrot, RAL 3005 Weinrot, RAL 3011 
Braunrot, RAL 3009 Oxydrot, RAL 3013 Tomatenrot, RAL 3016 
Korallenrot, aus der Farbreihe Braun - die Farben RAL 8004 
Kupferbraun, RAL 8012 Rotbraun, RAL 8015 Kastanienbraun. 
Zwischentöne sind zulässig. Alternativ ist eine Dachbegrünung 
zulässig. Gebäude außerhalb der durch          gekennzeichneten 
überbaubaren Fläche müssen eine Dachbegrünung aufweisen. 
Gebäudefassaden sind nur in Farben aus der folgenden Farbliste 
zulässig. Ausgenommen hiervon sind Glasflächen. Den Farbrahmen 
bildet die Übersichtskarte RAL - F2 zum Farbregister RAL 840 HR mit 
folgenden Farben: aus der - Farbreihe Braun - die Farben RAL 8000 
Grünbraun, RAL 8007 Rehbraun, RAL 8008 Olivbraun, RAL 8024 
Beigebraun. Zwischentöne sind zulässig. Als Nebenanlagen 
festgesetzte Einfriedungen sind nur als Maschendrahtzäune in einer 
maximalen Höhe von 3,5 m zulässig, die mindestens einseitig durch 
einheimische Laubgehölze zu bepflanzen sind. Außerhalb der gemäß 
§ 9 (1) Nr. 20 BauGB festgesetzten Flächen darf das Golfplatzgelände 
durch einen Wildschutzzaun von maximal 1 m Höhe mit einer 
Maschenweite von mindestens 6 x 16 cm umgeben werden. Flächen 
mit Maßnahmen nach § 9 (1) Nr. 20 BauGB dürfen nicht eingezäunt 
werden.
Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 91 (5) NBauO mit einer 
Geldbuße bis zu 500.000,- Euro geahndet werden.
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(siehe Textliche Festsetzungen Nr. 13 und 16)

Maschendrahtzaun, vorhanden

gemäß § 3 (2) BauGB

bearbeitet am:
31.8.2005 / RO

gemäß § 10 (1) BauGB gemäß § 10 (3) BauGB

Planbereich


